
   

 
 

 

Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 

am Montag, 14.12.2020, 18:00 Uhr 

im Stadthalle 

 

ÖFFENTLICHE TAGESORDNUNG 
 

 

 1   Begrüßung, Feststellung der Beschlussfähigkeit, Tagesordnung 
  

 2   Bekanntgaben, Mitteilungen, Bekanntgabe nichtöffentl. gefasster Beschlüsse, 

Protokoll 
  

 3   Einwohnerfragestunde 
  

 4   Schaffung bezahlbarer Wohnraum durch die Stiftung Hoffnungsträger 
  

 5   Aufbau einer solidarischen Gemeinde 
  

 6   Kalkulation der Wasser- und zentralen und dezentralen Abwassergebühren für  

das Jahr 2021 
  

 7   8. Änderung der Wasserversorgungssatzung vom 10.10.2011 
  

 8   8. Änderung der Abwassersatzung vom 10.10.2011 
  

 9   8. Änderung der Entsorgungssatzung 
  

 10   "Windelsäcke" - Künftige Übernahme der Kosten durch die Stadt Aulendorf 
  

 11   Beteiligungsbericht für das Jahr 2019 
  

 12   Verschiedenes 
  

 13   Anfragen gem. § 4 Geschäftsordnung 
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Bürgermeister   Vorlagen-Nr. 10/135/2019/3 

Sitzung am Gremium Status  Zuständigkeit 

27.07.2020 Gemeinderat N Entscheidung   

28.09.2020 Gemeinderat N Entscheidung   

14.12.2020 Gemeinderat Ö Entscheidung   
   
 

 

TOP: 4   Schaffung bezahlbarer Wohnraum durch die Stiftung 

Hoffnungsträger 

 
Ausgangssituation: 
Der Wohnungsmarkt in Baden-Württemberg befindet sich in einem erheblichen 
Ungleichgewicht von Angebot und Nachfrage. Nach Daten der kommunalen Landesverbände in 
Baden-Württemberg wuchs zwischen 2014 und 2015 die Nachfrage nach Wohnungen um 
4,6 % (215.000 Wohnhaushalte), während des Angebot um 2,5 % (128.000 Wohnungen) 
anwuchs. Die Folge ist eine „aufgelaufene Baulücke“ von 88.000 fehlenden Wohnungen. 
Zwischenzeitlich ist die Bevölkerung von Baden-Württemberg nochmals deutlich gewachsen 
und liegt erstmals bei über 11 Mio. Menschen – Tendenz weiter steigend. Dies bedeutet, dass 
bis 2025 in Baden-Württemberg 410.000 – 485.000 Wohnungen gebaut werden müssen. 
 
Die Region Oberschwaben ist aufgrund ihrer wirtschaftlichen Situation und ihrer 
landschaftlichen reizvollen Lage eine Zuzugsregion. Dies hat Vorteile, macht sich aber auch 
auf dem Wohnungsmarkt bemerkbar. Der Regionalverband Bodensee-Oberschwaben geht von 
einem prognostizierten Bedarfswert bis 2035 für Wohnen in der Region Bodensee-
Oberschwaben davon aus, dass in den Landkreisen Bodenseekreis, Ravensburg und 
Sigmaringen 32.000 Wohnungen erstellt werden müssen mit einem Wohnbauflächenbedarf 
von 1.100 Hektar. Für den Landkreis Ravensburg werden 17.000 Wohnungen und ein 
Flächenbedarf von 600 Hektar prognostiziert. 
 
Auch der Wohnungsmarkt in Aulendorf ist äußerst angespannt und bezahlbarer Wohnraum ist 
auch in Aulendorf sehr schwer zu finden. 
 
Gründe für die Entwicklung und den Wohnungsmangel sind u.a., dass der Wohnungsneubau 
durch Wegfall von Subventionen (Wegfall Eigenheimzulage) auf 245.325 Einheiten in 2014 
geschrumpft ist und das die Anzahl der Wohnungen mit Belegungsbindung (Belegung 
ausschließlich mit einem Wohnberechtigungsschein) von 2,6 Mio. in 2002 auf 1,4 Mio. in 2014 
zurückgegangen ist.  
 
In den vergangenen Jahren hat die Verwaltung immer wieder Anläufe unternommen um die 
Schaffung von bezahlbarem Wohnraum in Aulendorf zu ermöglichen. Mit verschiedenen 
Investoren und Interessenten wurden Gespräche geführt, ob auf den gemeindeeigenen 
Grundstücken Kornhausstraße 4/Zollenreuter Straße 8 und entlang der Saulgauer Straße 
bezahlbarer Wohnraum bzw. ein sozialer Wohnungsbau realisiert werden kann. Eine 
Umsetzung war insbesondere aus wirtschaftlichen Gründen für die Investoren nicht möglich. 
 
Im Jahr 2019 fanden erstmals mit der Stiftung Hoffnungsträger Gespräche über eine 
Bebauung des Areals Kornhausstraße/Zollenreuter Straße 8 statt. Die Stiftung Hoffnungsträger 
wäre bereit gewesen das Areal mit zwei Gebäuden zu überplanen und zu überbauen. Die 
modulare Bauweise der Stiftung Hoffnungsträger sieht eine Flachdachbebauung vor, die an 
dieser Stelle nicht umgesetzt werden konnte. Aus städtebaulichen Gründen konnte dieser 
Ansatz nicht weiterverfolgt werden.   
 
Die Stiftung Hoffnungsträger ist eine international tätige Stiftung in den Bereichen 
Patenschaft, Hoffnungshäuser und Resozialisierung und Versöhnung. 
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Mit den Hoffnungshäusern hat die Stiftung ein innovatives Konzept für die Integration von 
Flüchtlingen entwickelt, das inzwischen bundesweit auf großes Interesse gestoßen ist und als 
Grundlage für integrative Vorhaben anderer dient. Die Hoffnungshäuser wurden 
zwischenzeitlich u. a. in den Städten Leonberg, Esslingen, Schwäbisch Gmünd, Bad Liebenzell 
und Sinsheim erstellt. Im Bau befindet sich ein Projekt in Konstanz, Planungen gibt es u. a.  
für Meersburg, Maulbronn und Bodman-Ludwigshafen. 
 
Gegründet wurde die Stiftung von der Familie Merkle (Ratiopharm). Durch eine modulare 
Holzbauweise ist es der Stiftung möglich, die Hoffnungshäuser sehr günstig zu errichten. Die 
Wohnungen werden grundsätzlich nach den Vorgaben des SGB II ausgerichtet (sozialer 
Wohnungsbau). Die Wohnungen können nur mit einem Wohnberechtigungsschein bezogen 
werden. Für den Bau der Häuser wird eine Förderung bei der KfW-Bank beantragt. Die Miete 
muss somit rd. 30 % unter der ortsüblichen Vergleichsmitte liegen. Die derzeitige ortsübliche 
Miete für Neubauwohnungen in Aulendorf beträgt 8,49 €/m². Der festzusetzende Mietzins 
wäre somit 5,69 €/m². 
 
Nach dem Erwerb eines Grundstücks im Riedweg hat die Verwaltung erneut bei der Stiftung 
Hoffnungsträger angefragt, ob die Stiftung bereit wäre auf diesem Grundstück einen sozialen 
Wohnungsbau umzusetzen. Die Stiftung ist grundsätzlich bereit in Aulendorf ein Projekt 
hinsichtlich sozialem Wohnungsbau zu realisieren. Hervorzuheben ist, dass die Bewohner der 
Häuser einen Ansprechpartner der Stiftung vor Ort haben werden und auch eine soziale 
Betreuung stattfinden wird. 
 
Von der Stiftung Hoffnungsträger wurde eine erste Entwurfsplanung für die 
Überplanung/Bebauung des Grundstücks im Riedweg erarbeitet. Es ist vorgesehen auf dem 
Grundstück drei sogenannte „Hoffnungshäuser“ und vier Doppelhäuser mit acht 
Doppelhaushälften zu errichten. 
 
Die „Hoffnungshäuser“ sollen dreigeschossig mit Flachdach errichtet werden. Die Gebäude 
weisen eine Länge von 24,80 m, eine Breite von 13,10 m und eine Höhe von 9,40 m auf. In 
einem Gebäude entstehen acht Wohneinheiten, somit insgesamt 24 Wohneinheiten. Zwischen 
den einzelnen Gebäuden entstehen kleinere Spielplätze. 
 
Die Doppelhäuser werden als zweigeschossige Häuser mit Dachgeschoss und Satteldach 
geplant. Die Firsthöhe beträgt 11,00 m.  
 
Insgesamt können auf dem Areal somit 32 Wohneinheiten (24 Wohnungen und 
acht Doppelhaushälften) entstehen.  
 
Die Nutzung der Gebäude (Wohnungen und Doppelhaushälften) erfolgt nach den Regeln des 
sozialen Wohnungsbaus. 
 
Nach Auffassung der Verwaltung ergibt sich durch die Zusammenarbeit mit der Stiftung 
Hoffnungsträger für die Stadt Aulendorf eine wohl einmalige Gelegenheit auch in Aulendorf 
sozialen Wohnungsbau entstehen zu lassen und der Aulendorfer Bevölkerung dieses 
Mietsegment in adäquater Quantität anbieten zu können.  
 
Von der Verwaltung wird eine Zusammenarbeit mit der Stiftung Hoffnungsträger ausdrücklich 
unterstützt. 
 
Herr Lieb von der Stiftung Hoffnungsträger wird in der Sitzung anwesend sein und das Projekt 
vorstellen sowie für Fragen zur Verfügung stehen.  
 

 
Beschlussantrag: 
 

1. Der Gemeinderat stimmt der Zusammenarbeit zwischen der Stiftung Hoffnungsträger 
und der Stadt Aulendorf zu mit dem Ziel in der Stadt Aulendorf sozialen Wohnungsbau 
zu realisieren. 
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2. Die Stadt Aulendorf verkauft das gemeindeeigene Grundstück Flst. Nr. 1393/2, 
Riedweg an die Stiftung Hoffnungsträger unter der Voraussetzung, dass auf dem 
Grundstück drei Hoffnungshäuser und vier Doppelhäuser (acht Doppelhaushälften) 
einschließlich der erforderlichen Stellplätze und Nebenanlagen errichtet werden und 
das die Nutzung der Gebäude nach den Regeln des sozialen Wohnungsbaus erfolgt. 

 
 

 
Anlagen:  
Präsentation Stiftung Hoffnungsträger  
 
 

 
Beschlussauszüge für   Bürgermeister   Hauptamt 
  Kämmerei    Bauamt   Ortschaft  
Aulendorf, den 08.12.2020 
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Hoffnungshäuser

ARCHITECTURE 
INTERIOR 
LIFESTYLE

HOCHWERTIGE HOLZBAUWEISE

- hoher Vorfertigungsgrad
- Kfw55 Standard
- Erdbebenzone 2
- GKL 4
- Holzständer- und 
  Massivholz Bauteile
- Holzleisten-Fassade
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HoffnungshäuserMONTAGE
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Hoffnungshäuser

PKW -Nutzung
> 100 JAHRE

CO2 - 0 Level

AUSSTOSS

Bau eines
Hoffnungshaus
EINLAGERUNG

250to

ÖKOLOGISCHE NACHHALTIGKEIT
CO2 -Speicherung
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Hoffnungshäuser

my 
home
!!!

+ Keine temporären Lösungen sondern dauerhafte, vollwertige Wohngebäude
+ Standard geförderter Wohnungsbau
+ Nachhaltige Konstruktion 
+ Emotionale Gebäude -> Identifikation und Akzeptanz bei Bewohnern und Nachbarn

KONZEPTION



07

AUSGEZEICHNETE ARCHITEKTUR Hoffnungshäuser

Sonderpreis Innovation
und Bezahlbares Bauen
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HoffnungshäuserSTANDORTE

8

ESS-RAW
Esslingen Rohrackerweg
1 Gebäude
8 Felder
6 Wohnungen
Fertigstellung 10/2017

ESS-BRÜ
Esslingen Brühlstraße
2 Gebäude
je 5 Felder
12 Wohnungen
Fertigstellung 07/2018

HB
Herrenberg
1 Gebäude
8 Felder
8 Wohnungen

HB2
Herrenberg
1 Gebäude
8 Felder
8 Wohnungen

PFOR
Pforzheim
Quartier

BLAU
Blaustein
3 Gebäude

WEI
Weingarten
6 Gebäude

MÜH2
Mühlacker
2 Gebäude

SIN
Singen
2 Gebäude

KIR
Kirchheim
3 Gebäude

BL
Bad Liebenzell
2 Gebäude
5, 6 Felder + Sockel
11 Wohnungen
Fertigstellung 01/2018

STR
Straubenhardt
2 Gebäude
6, 7 Felder
14 Wohnungen

UÖ
Unteröwisheim
2 Gebäude
7, 8 Felder
16 Wohnungen

WAG
Waghäusel
2 Gebäude

BW

SIN
Sinsheim
1 Gebäude
8 Felder, 4 Geschoße
11 Wohnungen

ESS-FLA
Esslingen Flanderstraße
1 Gebäude + Sockel
8 Felder
7 Wohnungen
Fertigstellung 07/2017

SG
Schwäbisch Gmünd
6 Gebäude + Sockel
4, 5, 6, 7 Felder + 2 frei
46 Wohnungen
Fertigstellung 09/2020

HOFFNUNGSHÄUSER
 fertiggestellt
 im Bau
 in Planung
 in Vorplanung
 

MÜH
Mühlacker
1 Gebäude

LEO
Leonberg
3 Gebäude
+1 in Planung

CA
Calw
4 Gebäude
7, 8 Felder + Sockel
32 Wohnungen
Baubeginn 07/2020

KON
Konstanz
6 Gebäude
2 Standorte HOR

Horgenzell
5 Gebäude

FR
Freiburg
Quartier

NAG
Nagold
2 Gebäude
7 Felder 
16 Wohnungen
Baubeginn 11/2020

BO-LU
Bodmann- Ludwigshafen
2 Gebäude

MAU
Maulburg
3 Gebäude

HEI
Heimsheim
4 Gebäude

AU
Aulendorf
3 Gebäude
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HoffnungshäuserESSLINGEN FLANDERNSTRASSE
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HoffnungshäuserHOFSITUATION BRÜHLSTRASSE
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HoffnungshäuserSTRAUBENHARDT
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HoffnungshäuserSCHWÄBISCH GMÜND
Fertigstellung 12/2020



STANDORT
AULENDORF
RIEDWEG02
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Hoffnungshäuser, Neubau

27.11.2020151

Hoffnungsträger Stiftung, Heinrich-Längerer-Str. 27, 71229 Leonberg

Aulendorf
Riedweg

Umgebungsplan, Gebäudehöhen geschätzt 1:1000  DIN A3
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Dachform/ Geschoßigkeit
STANDORT RIEDWEG, Flurstück 1393 /2

1393 /2
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HoffnungshäuserVOLUMINA/ GESCHOSSIGKEIT

Hoffnungshäuser
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Bürgermeister Matthias Burth Vorlagen-Nr. 10/187/2020/1 

Sitzung am Gremium Status  Zuständigkeit 

22.07.2020 Verwaltungsausschuss N Vorberatung   

14.12.2020 Gemeinderat Ö Entscheidung   
   
 

 

TOP: 5   Aufbau einer solidarischen Gemeinde 

 
Ausgangssituation: 
Viele Menschen im Landkreis Ravensburg wünschen sich, auch im fortgeschrittenen Alter 
möglichst lange selbstbestimmt zuhause leben zu können. Hilfebedürftige alte Menschen und 
ihre Angehörige darin zu beraten und zu unterstützen, war seit 1999 Ziel und Auftrag der 
ZUHAUSE LEBEN-Stellen der Caritas Bodensee-Oberschwaben. Nach dem notwendigen 
Rückzug der ZUHAUSE LEBEN-Stellen wird dieser Auftrag ab dem 01.01.2021 in vollem 
Umfang vom Pflegestützpunkt des Landkreises übernommen.  
 
Der fortschreitende demografische Wandel und der bereits auch im Landkreis Ravensburg 
feststellbare Pflegenotstand machen deutlich, dass in den nächsten Jahren zusätzliche 
Anstrengungen notwendig sind, um den wachsenden Herausforderungen im Bereich der Sorge 
für die größer werdende Zahl von alten Menschen auch in Zukunft gerecht werden zu können.  
 
Das seniorenpolitische Konzept des Landkreises Ravensburg aus dem Jahr 2017 hat 
vorrangige Bedarfe und mögliche strategische Handlungsansätze zu dieser Thematik für den 
Landkreis Ravensburg markiert.  
 
Nach dem Ausstieg aus den ZUHAUSE LEBEN-Stellen möchten die Caritas Bodensee-
Oberschwaben und das Dekanat Allgäu-Oberschwaben den Landkreis und Kommunen im 
Landkreis bei der Umsetzung des seniorenpolitischen Konzepts unterstützen.  
 
Mit dem neuen Konzept „Solidarische Gemeinden im Landkreis Ravensburg“ soll ein Impuls 
gesetzt werden für eine seniorengerechte Gemeindeentwicklung im Landkreis. Im Kern geht es 
darum, die präventiven Kräfte des Gemeinwesens zu stärken. Prävention ist dabei zu 
verstehen als ein breit gefächerter Handlungsansatz.  
 
In enger Kooperation mit interessierten Kommunen sollen in den nächsten fünf Jahren sechs 
bis zehn „Solidarische Gemeinden“ aufgebaut werden, die sich für eine solidarische und 
seniorengerechte Gemeindeentwicklung engagieren.  
 
In Anlehnung an entsprechende Ideen der Bürgergemeinschaft Eichstetten e. V. im Kaiserstuhl 
und der Solidarischen Gemeinde Reute-Gaisbeuren e. V.  basiert auch das vorliegende 
Konzept auf der Vision, dass beteiligte Gemeinden (bzw. Dörfer) sich als 
Solidargemeinschaften verstehen und Verantwortung übernehmen, um passende lokale 
Lösungen für die Bewältigung der Herausforderungen zu finden, die sich aus dem 
demografischen Wandel ergeben. 
 
Es geht um die Entwicklung einer generationsübergreifenden Sorgekultur, um Entwicklung von 
solidarischen, lebendigen Gemeinwesen, um „Caring Communitys“, in denen Bürger, Akteure 
aus Vereinen, Kirchengemeinden und sonstigen Initiativen sich gemeinsam mit politisch 
Verantwortlichen, professionellen Diensten und Einrichtungen und wenn möglich auch mit 
Akteuren der lokalen Wirtschaft für gute Lebensbedingungen, für einen guten Zusammenhalt 
und ein gutes solidarisches Miteinander der Generationen in ihrer Gemeinde/ihrem Dorf/ihrem 
Stadtteil/ihrem Quartier engagieren.  
 
Vorrangig sollen ländliche Kommunen in den Blick genommen werden.  
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Der strategische Handlungsansatz liegt darin, mit der Kommune eine gute 
Beteiligungsstruktur zu schaffen, relevante Akteure zusammenzubringen, zu motivieren, zu 
unterstützen und zu befähigen aktiv an der Gestaltung einer solidarischen Gemeinde – im 
Sinne eines solidaritätsstiftenden Gemeinwesens mitzuwirken. So soll die bürgerschaftliche 
Eigenverantwortung gestärkt, neuer Gemeinschaftssinn geweckt, neue kreative Formen von 
bürgerschaftlichem Engagement initiiert und somit neue solidarische Potentiale aktiviert 
werden, die es alten Menschen ermöglichen können, selbstbestimmt, mit guter Lebensqualität 
und guter gesellschaftlicher Teilhabe in ihrem vertrauten Wohn- und Lebensumfeld zu leben. 
Das Konzept zielt auf die nachhaltige Implementierung von Strukturen ab, die auch für 
hinzukommende Akteure jederzeit anschlussfähig sind, und in dem die Angebote laufend 
bedarfsorientiert weiterentwickelt werden. Die Eigenverantwortung steht als Grundprinzip an 
erster Stelle.  
 
Die demografische Herausforderung im Landkreis Ravensburg  
Die demografische Entwicklung ist und bleibt eine der größten zukünftigen Herausforderungen 
für unsere Gesellschaft insgesamt – insbesondere jedoch auch für die Städte und Gemeinden 
mit ihren Stadtteilen, Dörfern und Quartieren, in denen die Menschen vor Ort leben.  
Hinter einer stark wachsenden Zahl von älteren Mitbürger/-innen finden sich sehr 
unterschiedliche Familienkonstellationen und Lebenslagen, die durch soziale Ungleichheiten 
bezüglich finanzieller Ressourcen, Bildung, Wohnbedingungen, sozialen Netzen und 
Gesundheit geprägt sind.  
Im Landkreis Ravensburg leben derzeit rund 29.900 Menschen, die über 75 Jahre, 19.300, die 
über 80 Jahre und rund 2.700, die über 90 Jahre alt sind. Nach der 
Bevölkerungsvorausberechnung des statistischen Landesamts wird sich die Zahl der über 75-
Jährigen von 2020 bis zum Jahr 2035 um 29,2 %, die der hochbetagten über 90-Jährigen um 
71% erhöhen.  
Laut den Zahlen aus dem seniorenpolitischen Konzept des Landkreises Ravensburg waren im 
Jahr 2015 29,52 % der über 90-jährigen Frauen und 15,99 % der über 90-jährigen Männer im 
Landkreis Ravensburg in stationären Langzeitpflegeeinrichtungen untergebracht. Unterstellt 
man, dass diese Pflegequoten in den nächsten 15 Jahren gleichbleiben, würde sich allein bei 
den über 90-Jährigen im Landkreis Ravensburg ein zusätzlicher Bedarf an mindestens 400 
zusätzlichen stationären Pflegeplätzen ergeben.  
Schon vor fünf Jahren wurden Expertisen veröffentlicht, nach denen bereits bis zum Jahr 2030 
ein Drittel mehr Pflegekräfte benötigt würden, um bei gleichbleibenden Pflegequoten den 
Bedarf zu decken.  
 
Die demografische Entwicklung in der Stadt Aulendorf 
Die Bevölkerung in Baden-Württemberg wird immer älter. Während der Anteil der Jüngeren 
(unter 20 Jahre) noch im Jahr 1980 annährend doppelt so hoch wie die der Älteren (65 Jahre 
und mehr) lag, waren 2017 die Älteren zahlenmäßig bereits etwas stärker vertreten.  
 
Das Durchschnittsalter in Aulendorf im Jahr 2018 lag bei 43,1 Jahre und wird bis zum Jahr 
2035 auf 46,3 Jahre ansteigen. Im Jahr 2018 waren 19 % der Bevölkerung 65 Jahre und älter. 
Im Jahr 2035 wird der Anteil auf 27 % ansteigen. Der Anteil der 18-jährigen und jüngerer 
Menschen lag 2018 bei 18 %, im Jahr 2035 wird diese Bevölkerungsgruppe bei 17 % liegen 
(Zahlen Stala BW 2020/2019).  
 
Empfehlungen von Expertenkommissionen  
Viele Expertenkommissionen sind sich einig, dass – ganz abgesehen davon, dass auch die 
personellen und finanziellen Ressourcen dafür fehlen - die zukünftigen Herausforderungen 
nicht allein durch einen weiteren linearen Ausbau der bestehenden professionellen Pflege- und 
Unterstützungsstrukturen gelöst werden können. In vielen fachlichen Studien und Berichten 
wird zum einen seit langem darauf verwiesen, dass den Städten und Gemeinden im Rahmen 
ihrer kommunalen Daseinsvorsorge zukünftig auch viel mehr Verantwortung für eine aktive 
Gestaltung einer im umfassenden Sinne seniorengerechten Kommunalpolitik zukommen wird.  
 
Zum anderen wird auf die Chancen und Potentiale einer lebendigen Zivilgesellschaft 
verwiesen, die durch Zusammenhalt und Solidarität geprägt ist. 
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Zivilgesellschaftliches Engagement ist in enger Verknüpfung mit dem kommunalen 
Engagement zu unterstützen bzw. soweit noch nicht vorhanden, anzuregen. Diese 
bestehenden oder zu entwickelnden solidarischen“ Sorgestrukturen schaffen lokale 
Rahmenbedingungen für eine seniorengerechte Gemeindeentwicklung. Diese verfolgt das Ziel, 
„das Lebensumfeld oder die Quartiere von Menschen so zu gestalten, dass sie mehr 
Orientierung bieten und Menschen trotz Hilfe- und Pflegebedarf länger zu Hause leben können. 
 
Einschätzungen aus der Erfahrungsperspektive der ZUHAUSE LEBEN-Beratungs-
stellen 
In der Beratungsarbeit der ZUHAUSE LEBEN-Stellen der Caritas Bodensee-Oberschwaben wird 
bereits seit langem die zunehmende Problematik der mangelnden Verfügbarkeit von Hilfen 
sowohl im Bereich der Dauerpflege und der Kurzzeitpflege wie aber auch in der häuslichen 
Versorgung sehr deutlich spürbar. Dies betrifft in der Häuslichkeit nicht nur den Bereich der 
fachpflegerischen Hilfen. Es geht auch um den Bereich der Unterstützung im Haushalt sowie 
um ganz alltagspraktischen Themen wie die Begleitung zu einem Arzt-Termin und zum 
Einkaufen oder die Unterstützung beim Essen kochen, beim Schneeschippen bis hin zur 
Entsorgung von Recycling-Wertstoffen.  
 
Die Beraterinnen haben es häufig mit (hochaltrigen) Ehepaaren zu tun, die sich trotz 
Einschränkungen gegenseitig unterstützen, wobei diese Lebenssituationen aufgrund des 
Ausfallrisikos eines Partners sehr „fragil“ sind.  
Angehörige sind heute zum einen oft selbst beruflich und familiär sehr eingespannt, so dass 
regelmäßige Unterstützung gerade über längere Zeit hinweg zu einer großen Belastung wird 
bzw. nicht möglich ist. Zum anderen leben Angehörige teilweise weiter entfernt und können 
keine regelmäßige Hilfe leisten.  
Auch alleinstehende, kinderlose Ältere machen sich Gedanken um das eigene Älter werden 
und geraten dabei an Grenzen.  
 
Die Beratungsarbeit macht deutlich - abrufbare familiäre Unterstützung ist keine 
Selbstverständlichkeit. Wenn diese gegeben ist, stellt sich zur Vermeidung von Überforderung 
die Frage nach begleitenden und entlastenden Angeboten.  
Die Bevölkerungsgruppe der Senior/-innen ist sehr heterogen, ein differenzierter Blick auf die 
Gruppe der Älteren ist erforderlich. Themenbereiche wie z. B. Einsamkeit und Teilhabe-
Barrieren im weitesten Sinne betreffen nicht nur Ältere mit Pflegebedarf.  
 
Zeitgleich finden sich in der Bevölkerungsgruppe der Senior/-innen Potenziale, die es zu 
aktivieren und zu unterstützen gilt, um das Zusammeneben vor Ort zu gestalten. 
 
In der Beratungspraxis wurde immer wieder deutlich, dass nachbarschaftliche Hilfen zur 
Sicherstellung der häuslichen Unterstützung und zum Erhalt der Lebensqualität und der 
Teilhabe der Älteren förderlich beitragen. Ziel der ZUHAUSE LEBEN-Stellen war es immer 
schon, den Blick auf das gesamte Umfeld der Sorgesituation zu richten. Neben den 
professionellen Hilfen tragen aus der Erfahrung der ZUHAUSE LEBEN-Stellen unterstützende 
nachbarschaftliche Netzwerke in wichtiger Weise zur Stabilisierung der Lebenssituation von 
älteren Menschen bei. Diese „präventiven“ Unterstützungsangebote gilt es bedarfsorientiert 
weiter zu entwickeln vor allem auch unter dem Aspekt einer lebensweltorientierten 
Gesundheitsförderung.  
 
Seniorenpolitisches Konzept des Landkreises als Grundlage  
Die beschriebenen Bedarfe und Handlungsansätze des Konzeptes „Solidarische Gemeinden im 
Landkreis Ravensburg“ knüpfen an verschiedene Handlungsfelder an, die im 
Seniorenpolitischen Konzept des Landkreises Ravensburg (2017) empfohlen werden. Dies gilt 
insbesondere für:  
 

 Kapitel 9: Seniorengerechte Quartiersentwicklung: (1) In einem Kooperationsprojekt 
des Landkreises gemeinsam mit Kommunen werden Quartiermanagement-Strukturen 
und Projekte aufgebaut sowie auf weitere Kommunen übertragbare Erfahrungen 
gesammelt, (2) Unterstützung und Förderung des Aufbaus von Quartiersmanagement 
und Quartiersentwicklungsmaßnahmen in und durch die Kommunen (Förderrichtlinie)  
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 Kapitel 3: Unterstützungsangebote im Alltag und haushaltsnahe Dienstleistungen 

entsprechend örtlichem Bedarf verbessern  
 Kapitel 4: Maßnahmen zur Gesundheitsförderung für ältere Menschen  
 Kapitel 6: Solidarität der Nachbarschaft und Generationen: (1) Niederschwellige Orte 

der Begegnung anbieten, (2) Rahmenbedingungen für ehrenamtliche und 
bürgerschaftliche Initiativen fördern, (3) Förderung von Solidarität und 
nachbarschaftlichem Zusammenhalt durch Quartiersarbeit, Einsatz von 
Quartiersmanagern.  

 
„Solidarische Gemeinden“ aus Sicht der Caritas Bodensee-Oberschwaben  
In „Solidarischen Gemeinden“ sollen sich Strukturen etablieren, die sich 
generationenübergreifend für das Gemeinwesen einsetzen. In diesem Sinne sind „Solidarische 
Gemeinden“ zu verstehen als:  
 

 Ermöglichungsstruktur für die Entwicklung von wohnortbezogenen Initiativen, eng 
orientiert an den Bedürfnissen und Interessen der Bürger/-innen.  

 Eine Chance für zivilgesellschaftliches- und beteiligungsorientiertes Handeln von 
Bürger/-innen, die in geteilter Verantwortung von Bürger/-innen, der Kommune und 
den weiteren Akteuren seniorengerechte Strukturen im Blick haben und voranbringen.  

 Ein Raum zur Diskussion von Themen und zur Entwicklung von Maßnahmen im Vorfeld 
und im Umfeld von Pflege. Hier soll das Bewusstsein für Lebensqualität im Alter und die 
Sorgefähigkeit im Sozialraum systematisch gefördert werden.  

 Ein Netzwerk das generationsübergreifend agiert und dabei sowohl für Frauen als auch 
für Männer Engagementmöglichkeiten bietet.  

 
Mögliche Strukturmodelle für „Solidarische Gemeinden“  
Die Konstituierung von „Solidarischen Gemeinden“ kann in der Praxis in unterschiedlichen 
Organisationsformen erfolgen. Es geht dabei um die Etablierung einer Plattform für eine 
möglichst breite Beteiligung an der Entwicklung einer seniorengerechten Gemeinde. Grundlage 
für die Entwicklung der Organisationsform sind die Rahmenbedingungen der Kommune vor 
Ort, bestehende örtliche Gremien der Seniorenarbeit, Engagement-Interessen der Macher/-
innen und die sich herauskristallisierenden Handlungsschwerpunkte. Die Festlegung auf die 
Organisationsform soll im Laufe des Prozesses auf Grundlage der Sondierungsphase und des 
Beteiligungsprozesses erfolgen.  
 
Mögliche Organisationsformen sind beispielsweise:  

 Eingetragener Verein3  
 Stiftung  
 Verbindliche Arbeitsgemeinschaft, z. B. Runder Tisch / Bürgerforum  
 Eingetragene Genossenschaft 

 
Bei den „Solidarischen Gemeinden“ dürfen somit unterschiedliche Lösungen entstehen 
bezüglich ihrer Rechtsform und Trägerschaft, ihrer vorhandenen oder nicht vorhandenen 
Verzahnung mit der Nachbarschaftshilfe und der jeweiligen Namensgebung. Die neuen 
Strukturen müssen an die jeweilige Ausgangslage und die Motive der Macher/-innen 
angepasst sein. Ziel ist es bedarfsorientierte, wohnortnahe Strukturen aufzubauen, die vor 
allem auch die Individualität der jeweiligen Gemeinde/Kommune im Blick hat.  
 
Eine „Solidarische Gemeinde“ ist nicht von vorne herein auf eine bestimmte Quartiergröße 
festgelegt. Die Arbeit der „Solidarischen Gemeinde“ kann sich auf eine Landgemeinde im 
Gesamten beziehen oder auf Teilgemeinden und natürlich im städtischen Kontext auch auf 
einen Stadtteil. Wichtig ist, dass soziale Bezüge der Bürger/-innen zu ihrer Wohn- und 
Lebensumgebung und den dortigen Aktivitäten bestehen und ausgebaut werden können.  
 
Prävention als Handlungsansatz  
Bei einer seniorengerechten Gemeindeentwicklung geht es im Kern um zwei Dimensionen. 
Neben dem Unterstützungsbereich für pflegebedürftige Menschen (z. B. ambulante und 
stationäre Pflege, Pflegestützpunkte etc.) ist der präventive Bereich im Vorfeld von großer 
Bedeutung5 (siehe Abb. 1).  
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 „Solidarische Gemeinden“ konzentrieren sich vor allem auf den präventiven Bereich – 

mit Angebotsfeldern wie wertschätzendes Umfeld, Nachbarschaftshilfen, 
Gesundheitsförderung, bedarfsgerechte Wohnangebote, generationengerechte 
Infrastruktur, wohnortnahe Begleitung, Betreuung und Beratung, Angebote die die 
Selbsthilfepotentiale stärken  

 steuernden Bereich, wie die Koordinierung und Planung der Hilfen/Maßnahmen über 
Runde Tische, Beiräte oder neue Vereine  

  
Zielsetzungen 
 
Zielsetzungen  
Das Projekt erfordert ein dauerhaftes prozesshaftes Vorgehen verbunden mit dem Aufbau 
nachhaltiger Strukturen. Hierbei werden folgende Ziele verfolgt:  
 
Leitziele  
● Forcierung einer seniorengerechten Gemeindeentwicklung im Sinne dieser Konzeption.  
● Stärkung der Strukturen des Zusammenlebens (Solidarität).  
● Ermöglichung einer hohen Lebensqualität und Teilhabe.  
 
Ergebnisziele am Ende der fünfjährigen Startphase  

 Aufbau und Etablierung von mindestens sechs bis zehn sorgenden, bürgerschaftlich 
(mit)getragenen „Solidarische Gemeinde“-Initiativen in mindestens sechs bis zehn 
Kommunen.  

 Aufbau und Etablierung eines Netzwerks auf Landkreisebene, das diese neuen, aber 
auch die bereits vorhandenen lokalen Strukturen fachlich und durch Dienstleistungen 
unterstützt.  

 
Maßnahmen für die Umsetzung von „Solidarischen Gemeinden“  
 
Maßnahme A (Bezug Landkreisebene):  
Einrichtung einer Fachstelle „Solidarische Gemeinden“ in Vollzeit durch die Caritas  

 Finanzierung: Landkreis Ravensburg mit 80 %; Caritas Bodensee-Oberschwaben und 
Dekanat Allgäu-Oberschwaben mit 20 %  

 
Maßnahme B (Bezug Landkreisebene):  
Einrichtung eines Förderprogrammes „Solidarische Gemeinden“ (Personalkostenförderung) für 
die Einrichtung von örtlichen Koordinierungsstellen  
 
Maßnahme C (Bezug kommunale Ebene):  
Einrichtung örtlicher Koordinierungsstellen in Teilzeit in der Startphase in 6-10 beteiligten 
Kommunen  

 Finanzierung: durch die Kommunen, unterstützt durch das Förderprogramm des 
Landkreises (siehe Maßnahme B)  

 
Maßnahme D (Bezug interkommunale Ebene):  
Im Laufe der Startphase: Aufbau und Begleitung eines übergreifenden Vernetzungsangebotes 
für die neu entstehenden „Solidarischen Gemeinden“ durch die eingerichtete Fachstelle 
„Solidarische Gemeinden“. Das Netzwerk ist auch offen für bereits im Landkreis bestehende 
andere Initiativen zu diesem Themenbereich  
 
Maßnahme E (Bezug kommunale Ebene und Landkreisebene):  
Organisation von Veranstaltungen zum Thema innovative Entwicklungen (impulsgebende und 
innovative Themen für die Haupt- und ehrenamtlichen Akteure vor Ort in den beteiligten 
Gemeinden oder auch im landkreisweiten Netzwerk Solidarische Gemeinden - z. B. Referenten 
zu Themen wie solidaritätsstiftende Ansätze, Bürgerbeteiligung, Wohnkonzepte, 
Quartiersentwicklung) durch die Fachstelle „Solidarische Gemeinden“  
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Inhalte der Maßnahmen  
 
Maßnahme A) Fachstelle „Solidarische Gemeinden“  
Diese Fachstelle wird mit einer erfahrenen Fachkraft (Altenhilfe, Gemeinde- und 
Projektentwicklung, Beratung) in Vollzeit sowie einer 0,25%-Stelle für eine Verwaltungskraft 
ausgestattet und bei der Caritas Region Bodensee-Oberschwaben angesiedelt.  
 
Aufgaben sind:  
a) Information über den Ansatz „Solidarische Gemeinden“ in interessierten Gemeinden und 

deren Gremien  
b) Starthilfen für beteiligte Kommunen:  
 
In der Sondierungsphase mit der Gemeinde Unterstützung bei:  

 der Sozialraumanalyse (kurze Zusammenstellung statistischer Daten, 
Bestandserhebung der Angebote im Sozialraum, Leitfadengestützte Gespräche mit 
Schlüsselpersonen)  

 dem Aufbau einer Steuerungsgruppe, unter anderem für die gemeinsame Planung des 
Beteiligungsprozesses  

 den Vorüberlegungen zu möglichen Organisationsformen für eine „Solidarische 
Gemeinde“  

 
In der Aufbauphase Unterstützung bei:  

 der Einrichtung der örtlichen Koordinierungsstelle (siehe Maßnahme C)  
 der Umsetzung des Beteiligungsprozesses  
 der Initiierung und Konstituierung der „Solidarischen Gemeinde“ vor Ort – wie der 

Klärung und Umsetzung möglicher Organisationsformen, Unterstützung bei der 
konzeptionellen Aufstellung und der Erarbeitung des ersten Aktionsplans  

 
c) Beratung und Unterstützung der „Solidarischen Gemeinden“ nach der Aufbauphase  
d) Aufbau, Organisation und fachliche Begleitung des landkreisweiten Netzwerkes 

Solidarischer Gemeinden bzw. anders benannter ähnlicher Initiativen (siehe Maßnahme D).  
e) Organisation von Veranstaltungen zum Thema innovative Entwicklungen (siehe 

Maßnahme E).  
f) Kooperation mit der Altenhilfefachberatung des Landratsamtes.  
 
Maßnahme C) Örtliche Koordinierungsstelle  
In allen beteiligten Kommunen wird frühzeitig eine örtliche Koordinierungsstelle in Teilzeit 
eingerichtet.  
 
Diese Stelle kann – je nach örtlichen Gegebenheiten (siehe Punkt 4) – angesiedelt sein bei:  
● der Kommune  
● der lokalen Organisationsstruktur (z.B. Verein) oder  
● der Caritas  
 
Denkbar wäre auch die Variante einer Personalüberlassung durch die Caritas. Diese Form wird 
bereits mit der „Solidarischen Gemeinde Reute-Gaisbeuren e. V.“ praktiziert. 
  
In der Aufbauphase der Arbeitsstrukturen der „Solidarischen Gemeinde xy“ wirkt diese 
Fachkraft – in enger Zusammenarbeit mit der Fachstelle (siehe A) mit bei der  

 Gewinnung bzw. dem Einbezug von interessierten Personen für den Prozess  
 Umsetzung des lokalen Beteiligungsprozesses und des daraus abgeleiteten 

Aktionsplans  
 Stärkung der ortsspezifischen Kommunikations- und Beteiligungswege, Sicherung der 

Transparenz des Prozesses, Stärkung der Vernetzung vor Ort hin zu der sich 
etablierenden Arbeitsstruktur „Solidarische Gemeinde xy“  
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In der Verstetigung des Prozesses nach der Etablierung der Arbeitsstruktur „Solidarische 
Gemeinde xy“ hat die örtliche Koordinierungsstelle Aufgaben, wie z. B.  
 

 Anlaufstelle für Seniorenfragen für alle Bürger/-innen und Akteure in der Gemeinde  
 Koordination der Planung vor Ort  
 Unterstützung und Ausbau des bürgerschaftlichen Engagements und der 

Selbsthilfemöglichkeiten im Sozialraum  
 Fachliche Unterstützung der „Solidarischen Gemeinde“ beim Aufbau von solidarischen 

Strukturen, insbesondere für kranke und ältere Menschen bzw. für 
generationsübergreifende Ansätze  

 Koordinierung der Zusammenarbeit zentraler Akteure aus dem Gemeinwesen, den 
Vereinen, den Kirchengemeinden und den vorhandenen Dienstleistern in enger 
Abstimmung mit der Kommune  

 Mitarbeit im Netzwerk „Solidarische Gemeinden“ (Maßnahme D)  
 
Maßnahmen D) Netzwerk „Solidarische Gemeinden“  
Um die Arbeit der „Solidarischen Gemeinden“ langfristig zu unterstützen, den Aufbau von 
konkreten Angeboten für die einzelnen „Solidarischen Gemeinden“ zu erleichtern und zu 
bereichern, sowie Synergien zu nutzen, bedarf es einer übergreifenden Vernetzungsstruktur.  
 
Die Fachstelle „Solidarische Gemeinden“ baut deshalb im Laufe der Startphase das Netzwerk 
Solidarische Gemeinden auf und begleitet es langfristig. Das Netzwerk ist offen für die durch 
das Projekt neu entstehenden „Solidarischen Gemeinden“ als auch für alle bereits im 
Landkreis bestehenden anderen Initiativen, zu denen es entsprechende thematische 
Überschneidungen gibt.  
Themen des Netzwerks „Solidarische Gemeinden“:  
 

 Übergemeindlicher Erfahrungsaustausch  
 Gemeinsame Beratung zu möglichen neuen Angeboten und neuen Kooperations- und 

Unterstützungsformen  
 Abstimmung von Veranstaltungen zum Thema innovative Entwicklungen (siehe 

Maßnahme E)  
 Gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit  
 Kooperation und Abstimmung mit der Altenhilfefachberatung  

 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Von Seiten der Verwaltung wird der Projektansatz der Caritas Bodensee-Oberschwaben als 
sehr interessant bewertet. Es wird daher vorgeschlagen, dass die Stadt Aulendorf als Pilot- 
bzw. Modellgemeinde an dem Projekt teilnimmt. Der Stadtseniorenrat hat sich in seinen 
Sitzungen ebenfalls mit der demografischen Entwicklung in Aulendorf und den sich daraus 
folgenden Themen befasst und unterstützt das Projekt der Caritas Bodensee-Oberschwaben 
ebenfalls.  
 
Sowohl räumlich als auch fachlich wäre die einzurichtende örtliche Koordinierungsstelle dem 
Hofgarten-Treff zuzuordnen. 
 
Kostensituation: 
Die Caritas Bodensee-Oberschwaben einen Kosten- und Finanzierungplan für die Einrichtung 
einer örtlichen Koordinierungsstelle aufgestellt. 
Der Kosten- und Finanzierungsplan sieht die Einrichtung einer Stelle mit einem 
Beschäftigungsumfang von 50 %, Entgeltgruppe SuE 11b TVÖD vor. Hinzu kommen 
Verwaltungs- und Regiekosen sowie Projektkosten. Die Gesamtkosten belaufen sich auf 
46.880 €/Jahr.  
 
Der Verwaltungsausschuss hat sich in seiner Sitzung am 22.07.2020 mit dem Thema befasst 
und folgenden Empfehlungsbeschluss gefasst: 
 
1. Die Konzeption der Caritas Bodensee-Oberschwaben zum Projekt „Solidarische Gemeinden 

im Landkreis Ravensburg“ wird zur Kenntnis genommen.  
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2. Die Teilnahme der Stadt Aulendorf an dem Projekt als Modellgemeinde wird grundsätzlich 
befürwortet. 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, auf Grundlage der vorgestellten Konzeption, weitere 
Gespräche mit der Caritas Bodensee-Oberschwaben und dem Landkreis Ravensburg 
hinsichtlich einer Teilnahme und Finanzierung des Projektes zu führen. 

4. Über die Teilnahme an dem Projekt „Solidarische Gemeinden im Landkreis Ravensburg“ 
wird nach Vorliegen der Förderbescheide erneut im Gemeinderat der Stadt Aulendorf 
beraten und entschieden. 

 
Der Landkreis Ravensburg hat zwischenzeitlich die Förderung des Projektes zugesagt, so dass 
die Umsetzung des Projektes durch die Caritas Bodensee-Oberschwaben und dem Dekanat 
Allgäu-Oberschwaben beginnen kann. Einem Förderprogramm für die teilnehmenden 
Kommunen hat der Landkreis Ravensburg nicht zugestimmt. Bei einer Teilnahme der Stadt 
Aulendorf an dem Projekt beträgt der Finanzierungsanteil wie oben beschrieben 
46.880 €/Jahr. Der Projektzeitraum beträgt fünf Jahre. 
 
Von Seiten der Verwaltung wird eine Teilnahme am dem Projekt unterstützt.  
 

 
Beschlussantrag: 
 
1. Die Stadt Aulendorf beantragt die Teilnahme am Projekt „Solidarische Gemeinden im 

Landkreis Ravensburg“ der Caritas Bodensee-Oberschwaben und dem Dekanat Allgäu-
Oberschwaben. 
 

2. Die Stadt Aulendorf stellt für den Projektzeitraum von fünf Jahren die erforderlichen 
Finanzmittel gemäß dem Kosten- und Finanzierungsplan der Caritas Bodensee-
Oberschwaben in Höhe von derzeit 46.880 €/Jahr zur Verfügung. 

  
 

 
Anlagen: 
Konzeption Caritas Bodensee-Oberschwaben 
Kosten- und Finanzierungsübersicht 
 
 

 

Beschlussauszüge für   Bürgermeister   Hauptamt 
  Kämmerei    Bauamt   Ortschaft  
Aulendorf, den 08.12.2020 
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Stadtkämmerei Silke Johler Vorlagen-Nr. 30/238/2020/1 

Sitzung am Gremium Status  Zuständigkeit 

09.12.2020 Ausschuss für Umwelt und Technik Ö Vorberatung   

14.12.2020 Gemeinderat Ö Entscheidung   
   
 

 

TOP: 6   Kalkulation der Wasser- und zentralen und dezentralen 

Abwassergebühren für das Jahr 2021 

 
Ausgangssituation: 
Die Kämmerei hat in Zusammenarbeit mit der Firma Schmidt und Häuser die 
Wasserverbrauchs- und Zählergrundgebühren sowie die Schmutzwasser- und 
Niederschlagswassergebühren für das Jahr 2021 kalkuliert.  
 
Die Kalkulationen bauen auf den Zahlen des Haushaltsplanes 2021 mit Investitionsplanung 
2021 auf. Es wird jeweils mit einem ausgeglichenen Jahresergebnis geplant.  
 
Wasserversorgung 
Die Verbrauchsgebühr lag bisher bei 1,95 Euro netto je m³. Für das Jahr 2021 wurde sie 
kostendeckend auf 2,05 Euro netto je m³ kalkuliert. Die Erhöhung liegt an der Erhöhung der 
Unterhaltungsaufwendungen im städtischen Bereich um 50.000 Euro auf 200.000 Euro und im 
Bereich des Wasserversorgungsverbands Schussen-Rotachtal von 188.148 Euro auf 249.671 
Euro. Gleichzeitig wurde die prognostizierte Gebührenverkaufsmenge um 2.000 m³ auf 
383.000 m³ erhöht.  
 
Die Zählergrundgebühr bleibt bei der überwiegenden Anzahl der Zähler gleich.  
 
Zur Entwicklung der Wassergebühren:  
2020: 1,95 Euro netto je m³ 
2019: 1,95 Euro netto je m³ 
2018: 1,75 Euro netto je m³ 
2017: 1,98 Euro netto je m³ 
 
 
Zentrale Abwasserbeseitigung 
Die Abwassergebühr lag bisher bei 1,89 Euro brutto je m³. Für das Jahr 2021 wurde sie 
kostendeckend auf 2,22 Euro brutto je m³ kalkuliert.  
 
Diese deutliche Erhöhung resultiert u. a. aus folgender Thematik: 
 
Bei der Kalkulation der Benutzungsgebühren gilt das Kostendeckungsprinzip, d.h., dass 
maximal eine Kostendeckung von 100 % anzustreben ist. Ergibt sich am Ende eines 
Bemessungszeitraumes eine Kostenüberdeckung, so muss diese innerhalb der folgenden fünf 
Jahre in einer Kalkulation ausgeglichen werden. Ergibt sich am Ende eines 
Bemessungszeitraumes eine Kostenunterdeckung, so kann diese (nur) innerhalb der 
folgenden fünf Jahre ausgeglichen werden.  
 
Folgende gebührenrechtliche Ergebnisse werden im Bereich der Schmutzwasserbeseitigung in 
der vorliegenden Gebührenkalkulation zum Ausgleich eingestellt:  
 

- restliche Kostenüberdeckung aus 2018 in Höhe von 14.434 € 
- Kostenüberdeckung aus 2019 in Höhe von 110.073 € 
- Kostenunterdeckung aus 2016 in Höhe von 70.841 € 

 
Der Ausgleich der gebührenrechtlichen Vorjahresergebnisse obliegt dem Gemeinderat als 
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Ermessensentscheidung.  
 
Würde der Gemeinderat sich gegen den Ausgleich der Kostenunterdeckung aus dem Jahr 2016 
in Höhe von 110.073 € aussprechen, läge die Gebühr 2021 dennoch bei 2,08 Euro brutto je 
m³. Damit wäre der Ausgleich aber unwiderruflich verloren, weil dieses Jahr das letztmögliche 
Jahr zum Ausgleich ist.  
 
Zur Entwicklung der Abwassergebühren: 
2020: 1,89 Euro brutto je m³ 
2019: 1,89 Euro brutto je m³ 
2018: 1,50 Euro brutto je m³ 
2017: 1,35 Euro brutto je m³ 
 
Das gebührenrechtliche Ergebnis eines Jahres ist jeweils im Herbst des Folgejahres bekannt, 
also das Ergebnis 2016 im Herbst 2017. Ein Ausgleich wäre damit für 2018 möglich gewesen, 
hier ist aber bereits schon eine deutliche Gebührenerhöhung zu 2017 erfolgt, dann erfolgte für 
das Folgejahr eine nochmalige Gebührenerhöhung, so dass für das Jahr 2020 eine Konstante 
angedacht war. 
 
Mit den jetzigen Ausgleichen wären alle Ausgleiche im Bereich der Schmutzwasserbeseitigung 
vollständig erledigt. 
 
Zudem ist es bekanntlich so, wie auch bereits im letzten Jahr bei der Kalkulation ausgeführt, 
dass die Stadt die Befahrung aufgrund der Eigenkontrollverordnung vornehmen muss. Hier 
wurde ursprünglich rein für die Befahrung mit rund 640.000 Euro, verteilt auf vier Jahre, 
geplant. Nach neuester Kostenschätzung mit Angebot liegen diese Kosten aber deutlich höher, 
allein für 2021 ist mit Kosten in Höhe von 270.000 Euro geplant. Die Verwaltung geht davon 
aus, dass die nächsten drei Jahre mit ungefähr denselben Kosten zu rechnen ist.  
 
Zu beachten ist, dass dies rein die Kosten der Befahrung sind! Mögliche Sanierungen, deren 
Notwendigkeit bei der Befahrung festgestellt werden, sind dann weiter zu planen, im 
Haushaltsplan entsprechend einzustellen und zu finanzieren. Dies bedeutet, dass die 
Verwaltung davon ausgeht, dass die Abwassergebühren in den nächsten Jahren gleichbleibend 
hoch bleiben, eher noch steigen werden.  
 
Mit den Erhöhungen im Wasser- und Abwasserbereich erfolgt laut durchschnittlicher 
Vergleichsberechnung eine Erhöhung für eine Familie in Höhe von 77,84 Euro jährlich (bei 
vollständigem Ausgleich der Kostenunterdeckung), würde man darauf verzichten, beträgt die 
Erhöhung dennoch 52,90 Euro jährlich. 
 
Dezentrale Abwasserbeseitigung 
Als nächstes Projekt wird die Kämmerei nochmals die Thematik angehen, ob die dezentralen 
Abwassergebühren wirklich weiterhin kalkuliert werden müssen. Dies wurde vor einiger Zeit 
bereits geprüft, damals war eine Kalkulation weiterhin notwendig. Zwischenzeitlich wurden 
noch weitere Gehöfte an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen. Für die Kalkulation 
ist eine gewisse Grenze erforderlich, die aber genau geprüft werden muss. Dies wird im 
Sommer für die nächste Kalkulation aufgearbeitet, um hier möglicherweise dauerhaft Kosten 
sparen zu können. 
 
Grundsätzlich verändern sich die dezentralen Abwassergebühren mit der vorliegenden 
Kalkulation nur geringfügig.   
 
Der Ausschuss hat am 09.12.2020 über die Kalkulationen vorberaten. Über das Ergebnis wird 
in der Sitzung berichtet. 
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Beschlussantrag: 
 
Wasserversorgung  
Der Gemeinderat beschließt:  
 

1. Der Gemeinderat stimmt der ihm bei der Beschlussfassung über die Gebührensätze 
vorgelegten Gebührenkalkulation vom November 2020 zu. 
 

2. Die Stadt Aulendorf wird weiterhin Gebühren für ihre öffentliche Einrichtung 
Wasserversorgung erheben.  

 
3. Die Stadt Aulendorf wählt als Gebührenmaßstab für die Wasserverbrauchsgebühr den 

Frischwassermaßstab. Die Zählergrundgebühren werden gestaffelt nach der 
Zählergröße (Dauerdurchfluss Q3) erhoben.  

 
4. Der Gemeinderat stimmt den in der Gebührenkalkulation berücksichtigten 

Abschreibungs- und Verzinsungsmethoden sowie den Abschreibungs- und Zinssätzen 
zu.  

 
5. Der Gemeinderat stimmt den in der Gebührenkalkulation berücksichtigten Prognosen 

und Schätzungen zu.  
 

6. Dem vorgeschlagenen Kalkulationszeitraum für 2021 (einjährig) wird zugestimmt. Von 
der Möglichkeit, die Gebührenkalkulation auf einen längeren Zeitraum (bis zu fünf 
Jahren) abzustellen, wird kein Gebrauch gemacht.  
 

7. Auf der Grundlage dieser Gebührenkalkulation werden die Wasserverbrauchsgebühr 
sowie die Zählergrundgebühren für den Zeitraum 01/2021 – 12/2021 wie folgt 
geändert: 
 

- Wasserverbrauchsgebühr 2,05 €/m³ Frischwasser 

    

- Zählergrundgebühr   

 Größe Q3 2,5 und 4  38,40 € jährlich  

 Größe Q3 10 76,80 € jährlich 

 Größe Q3 16 130,80 € jährlich 

 Größe Q3 25 212,40 € jährlich 

 Größe Qn 15 DN 50 366,00 € jährlich 

 Größe Qn 40 DN 80 609,60 € jährlich 

 Größe Qn 60 DN 100 817,20 € jährlich 

 
 
Abwasserbeseitigung 
Der Gemeinderat beschließt:  
 

1. Der Gemeinderat stimmt der ihm bei der Beschlussfassung über die Gebührensätze 
vorgelegte Gebührenkalkulation vom Dezember 2020 zu.  

 

2. Die Stadt Aulendorf wird weiterhin Gebühren für ihre öffentlichen Einrichtungen 
„Zentrale Abwasserbeseitigung“ und „Dezentrale Abwasserbeseitigung“ erheben. 

 

3. Die Stadt Aulendorf wählt als Gebührenmaßstab für die Schmutzwassergebühr den 
Frischwassermaßstab. Der Gebührenmaßstab für die Niederschlagswassergebühr ist die 
angeschlossene überbaute und darüber hinaus befestigte Fläche. 

 

4. Bei der dezentralen Abwasserbeseitigung gilt sowohl für den 
verschmutzungsabhängigen als auch für verschmutzungsunabhängigen Kostenanteil 
der Maßstab der angelieferten Mengen, wobei beim verschmutzungsabhängigen 
Kostenanteil die Mengen nach Anlagentyp differenziert werden.  
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5. Der Gemeinderat stimmt den in der Gebührenkalkulation berücksichtigten 
Abschreibungs- und Verzinsungsmethoden sowie den Abschreibungs- und Zinssätzen 
zu.  

 

6. Der Gemeinderat stimmt den in der Gebührenkalkulation berücksichtigten Prognosen 
und Schätzungen zu.  

 

7. Wie in der Gebührenkalkulation berücksichtigt, werden die verschiedenen 
Straßenentwässerungsanteile wie folgt angesetzt: 

 

aus den kalkulatorischen Kosten: aus den Betriebsaufwendungen: 
der Mischwasseranlagen 27,0 % der Mischwasseranlagen 13,5 % 
der Regenwasseranlagen  50,0 % der Regenwasseranlagen 27,0 % 
der Kläranlage 5,0 % der Kläranlage 1,2  % 

 

8. Dem vorgeschlagenen Kalkulationszeitraum für 2021 (einjährig) wird zugestimmt. Von 
der Möglichkeit, die Gebührenkalkulation auf einen längeren Zeitraum (bis zu fünf 
Jahren) abzustellen, wird kein Gebrauch gemacht.  

 

9. Die ausgleichspflichtigen Kostenüberdeckungen bzw. ausgleichsfähigen 
Kostenunterdeckungen aus Vorjahren werden in der Kalkulation wie folgt zum 
Ausgleich eingestellt:  

 

- Schmutzwasserbeseitigung:  
- Kostenunterdeckung aus 2016 in Höhe von 70.841 € 
- Kostenüberdeckung aus 2018 in Höhe von 14.434 € 
- Kostenüberdeckung aus 2019 in Höhe von 10.073 € 

 

- Niederschlagswasserbeseitigung:  
- Kostenüberdeckung aus 2018 in Höhe von 27.453 € 
- Teilweise Kostenüberdeckung aus 2019 in Höhe von 12.000 € 

  

10. Auf der Grundlage dieser Gebührenkalkulation werden die Abwassergebühren für den 
Zeitraum 01/2021 bis 12/2021 wie folgt festgesetzt: 

 

Zentrale Abwasserbeseitigung: 
- Schmutzwassergebühr: 2,22 €/m³ Frischwasser 
- ermäßigte Schmutzwassergebühr für Großabnehmer: 1,69 €/m³ Frischwasser 
- Niederschlagswassergebühr: 0,58 €/m² überbaute und befestigte Fläche 

 

11. Auf der Grundlage dieser Gebührenkalkulation werden die Gebührensätze der 
dezentralen Abwasserbeseitigung für den Zeitraum 01/2021– 12/2021 wie folgt 
geändert (jeweils zuzüglich Abfuhrkosten des Unternehmers):  
 

 Geschlossene Gruben (Fäkalwasser) bei wöchentlicher Leerung: 26,23 Euro/m³ 
Abfuhrmenge 
 

 Geschlossene Gruben (Fäkalwasser) bei monatlicher Leerung: 27,09 Euro/m³ 
Abfuhrmenge 
 

 Geschlossene Gruben (Fäkalwasser) bei vierterjährlicher und längerer Leerung: 
27,46 Euro/m³ Abfuhrmenge 
 

 Kleinkläranlagen ohne biologische Nachbehandlung 
(Mehrkammerausfaulgruben): 55,75 Euro/m³ Abfuhrmenge 
 

 Kleinkläranlagen ohne biologische Nachbehandlung 
(Mehrkammerabsetzgruben): 61,90 Euro/m³ Abfuhrmenge 

 
Bei diesen Gebührensätzen handelt es sich um auf zwei Nachkommastellen abgerundete 
Gebührenobergrenzen. Diese Abrundung hat eine zunächst in Kauf genommene 
Kostenunterdeckung zur Folge. Der Gemeinderat behält sich vor, diese Kostenunterdeckungzu 
einem späteren Zeitpunkt innerhalb der fünfjährigen Ausgleichsfrist auszugleichen.  
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Anlagen:  
Kalkulation Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 
Auswirkungen Gebührenerhöhung    
 
 

 
Beschlussauszüge für   Bürgermeister   Hauptamt 
  Kämmerei    Bauamt   Ortschaft  
Aulendorf, den 08.12.2020 
 
 





Auswirkungen der Gebührenerhöhungen im Jahr 2021 auf eine durchschnittliche vierköpfige Familie

Durchschnittlicher Verbrauch je Einwohner und Tag 122 Liter laut dem Bundesverband Energie- und Wasserwirtschaft

jährlicher Wasserverbrauch einer Person 44.530,00 Liter

44,53 m³

Verbrauch einer durchschnittlichen Familie mit vier Personen 178,12 m³

derzeitiger Wasserpreis 1,95 Euro je m³ (netto)

jährlich derzeitig Verbrauchsgebühr 347,33 Euro netto

jährlich derzeitig Zählergrundgebühr 38,40 Euro netto

gesamt brutto derzeitig 412,74 Euro

künftiger Wasserpreis 2,05 Euro je m³ (netto)

jährlich künftig Verbrauchsgebühr 365,15 Euro netto

jährlich künftig Zählergrundgebühr 38,40 Euro netto

gesamt brutto neu 431,79 Euro

derzeitiger Abwasserpreis 1,89 Euro je m³ (brutto)

jährlich derzeitig Verbrauchsgebühr 336,65 Euro brutto

künftiger Abwasserpreis (mit Unterdeckung) 2,22 Euro je m³ (brutto)

jährlich künftig Verbrauchsgebühr 395,43 Euro brutto

künftiger Abwasserpreis (ohne Unterdeckung) 2,08 Euro je m³ (brutto)

jährlich künftig Verbrauchsgebühr 370,49 Euro brutto

gesamt brutto aktuell beide Gebühren gesamt brutto neu beide Gebühren (mit Unterdeckung)
749,38 Euro 827,22 Euro

gesamt brutto neu beide Gebühren (ohne Unterdeckung)
802,28 Euro

gesamte Erhöhung mit Unterdeckung 77,84 Euro 

gesamte Erhöhung ohne Unterdeckung 52,90 Euro 





Auswirkungen der Gebührenerhöhungen im Jahr 2021 auf eine durchschnittliche vierköpfige Familie

Durchschnittlicher Verbrauch je Einwohner und Tag 122 Liter laut dem Bundesverband Energie- und Wasserwirtschaft

jährlicher Wasserverbrauch einer Person 44.530,00 Liter

44,53 m³

Verbrauch einer durchschnittlichen Familie mit vier Personen 178,12 m³

derzeitiger Wasserpreis 1,95 Euro je m³ (netto)

jährlich derzeitig Verbrauchsgebühr 347,33 Euro netto

jährlich derzeitig Zählergrundgebühr 38,40 Euro netto

gesamt brutto derzeitig 412,74 Euro

künftiger Wasserpreis 2,05 Euro je m³ (netto)

jährlich künftig Verbrauchsgebühr 365,15 Euro netto

jährlich künftig Zählergrundgebühr 38,40 Euro netto

gesamt brutto neu 431,79 Euro

derzeitiger Abwasserpreis 1,89 Euro je m³ (brutto)

jährlich derzeitig Verbrauchsgebühr 336,65 Euro brutto

künftiger Abwasserpreis (mit Unterdeckung) 2,22 Euro je m³ (brutto)

jährlich künftig Verbrauchsgebühr 395,43 Euro brutto

künftiger Abwasserpreis (ohne Unterdeckung) 2,08 Euro je m³ (brutto)

jährlich künftig Verbrauchsgebühr 370,49 Euro brutto

gesamt brutto aktuell beide Gebühren gesamt brutto neu beide Gebühren (mit Unterdeckung)
749,38 Euro 827,22 Euro

gesamt brutto neu beide Gebühren (ohne Unterdeckung)
802,28 Euro

gesamte Erhöhung mit Unterdeckung 77,84 Euro 

gesamte Erhöhung ohne Unterdeckung 52,90 Euro 





Auswirkungen der Gebührenerhöhungen im Jahr 2021 auf eine durchschnittliche vierköpfige Familie

Durchschnittlicher Verbrauch je Einwohner und Tag 122 Liter laut dem Bundesverband Energie- und Wasserwirtschaft

jährlicher Wasserverbrauch einer Person 44.530,00 Liter

44,53 m³

Verbrauch einer durchschnittlichen Familie mit vier Personen 178,12 m³

derzeitiger Wasserpreis 1,95 Euro je m³ (netto)

jährlich derzeitig Verbrauchsgebühr 347,33 Euro netto

jährlich derzeitig Zählergrundgebühr 38,40 Euro netto

gesamt brutto derzeitig 412,74 Euro

künftiger Wasserpreis 2,05 Euro je m³ (netto)

jährlich künftig Verbrauchsgebühr 365,15 Euro netto

jährlich künftig Zählergrundgebühr 38,40 Euro netto

gesamt brutto neu 431,79 Euro

derzeitiger Abwasserpreis 1,89 Euro je m³ (brutto)

jährlich derzeitig Verbrauchsgebühr 336,65 Euro brutto

künftiger Abwasserpreis (mit Unterdeckung) 2,22 Euro je m³ (brutto)

jährlich künftig Verbrauchsgebühr 395,43 Euro brutto

künftiger Abwasserpreis (ohne Unterdeckung) 2,08 Euro je m³ (brutto)

jährlich künftig Verbrauchsgebühr 370,49 Euro brutto

gesamt brutto aktuell beide Gebühren gesamt brutto neu beide Gebühren (mit Unterdeckung)
749,38 Euro 827,22 Euro

gesamt brutto neu beide Gebühren (ohne Unterdeckung)
802,28 Euro

gesamte Erhöhung mit Unterdeckung 77,84 Euro 

gesamte Erhöhung ohne Unterdeckung 52,90 Euro 
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Stadtkämmerei Silke Johler Vorlagen-Nr. 30/243/2020 

Sitzung am Gremium Status  Zuständigkeit 

14.12.2020 Gemeinderat Ö Entscheidung   
   
 

 

TOP: 7   8. Änderung der Wasserversorgungssatzung vom 10.10.2011 

 
Ausgangssituation: 
Der Gemeinderat berät in der heutigen Sitzung über die Änderung der Wassergebühren zum 
01.01.2021. Im Nachgang zum Beschluss über die Wassergebühren ist die 
Wasserversorgungssatzung zu ändern. Der Satzungsentwurf liegt der Beratungsvorlage bei. 
Die Satzung wird zum 01.01.2021 in Kraft treten.   
  
 

 
Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat beschließt die Satzung zur 8. Änderung der Wasserversorgungssatzung mit 
Wirkung zum 01.01.2021.    
 

 
Anlagen:  
Änderungssatzung    
 
 

 
Beschlussauszüge für   Bürgermeister   Hauptamt 
  Kämmerei    Bauamt   Ortschaft  
Aulendorf, den 08.12.2020 
 
 





 

Stadt Aulendorf 

Landkreis Ravensburg 

 

Satzung zur 8. Änderung der Satzung über den Anschluss an die öffentliche 

Wasserversorgungsanlage und die Versorgung der Grundstücke mit Wasser 

(Wasserversorgungssatzung) vom 10.10.2011 

 

 

Aufgrund von 

- §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg, 

- §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 des Kommunalabgabengesetzes für               

Baden-Württemberg 

hat der Gemeinderat der Stadt Aulendorf am 14.12.2020 folgende Satzung zur                                

8. Änderung der Satzung über den Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungsanlage 

und die Versorgung der Grundstücke mit Wasser (Wasserversorgungssatzung) 

beschlossen: 

 

 

Artikel 1  

 

 § 43 Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

Die Verbrauchsgebühr wird nach der gemessenen Wassermenge (§ 44) berechnet. Die 

Verbrauchsgebühr beträgt pro Kubikmeter 2,05 Euro. 

 

 

 § 43 Abs. 2 wird wie folgt geändert:  

Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Wasserzähler verwendet, 

beträgt die Verbrauchsgebühr pro Kubikmeter 2,05 Euro. 

 

 

 § 42 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:  

Sie beträgt bei Wasserzählern mit einer Nenngröße von  

 Größe Q3 2,5 und 4  38,40 € jährlich  

 Größe Q3 10 76,80 € jährlich 

 Größe Q3 16 130,80 € jährlich 

 Größe Q3 25 212,40 € jährlich 

 Größe Qn 15 DN 50 366,00 € jährlich 

 Größe Qn 40 DN 80 609,60 € jährlich 

 Größe Qn 60 DN 100 817,20 € jährlich 

 

 

 

Artikel 2 Inkrafttreten des Artikels 1 

 

Artikel 1 der Änderungssatzung tritt zum 01.01.2021 in Kraft.   

 

 

 

Aulendorf, den 15.12.2019 

 

 

 

Matthias Burth  

Bürgermeister 
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Stadtkämmerei Silke Johler Vorlagen-Nr. 30/242/2020 

Sitzung am Gremium Status  Zuständigkeit 

14.12.2020 Gemeinderat Ö Entscheidung   
   
 

 

TOP: 8   8. Änderung der Abwassersatzung vom 10.10.2011 

 
Ausgangssituation: 
Der Gemeinderat berät in der heutigen Sitzung über die Änderung der zentralen und 
dezentralen Abwassergebühren zum 01.01.2021.  
 
Im Nachgang zum Beschluss über die Abwassergebühren ist die Abwassersatzung zu ändern. 
Der Satzungsentwurf liegt der Beratungsvorlage bei. Die Satzung wird zum 01.01.2021 in 
Kraft treten.  
  
 

 
Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat beschließt die Satzung zur 8. Änderung der Abwassersatzung mit Wirkung 
zum 01.01.2021.   
  
 

 
Anlagen:  
Änderungssatzung    
 
 

 
Beschlussauszüge für   Bürgermeister   Hauptamt 
  Kämmerei    Bauamt   Ortschaft  
Aulendorf, den 08.12.2020 
 
 





 

Stadt Aulendorf 

Landkreis Ravensburg 
 

Satzung zur 8. Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung 
(Abwassersatzung) vom 10.10.2011 

 

 

Aufgrund von 

- §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg, 

- § 46 Abs. 4 und 5 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg, 

- §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 des Kommunalabgabengesetzes für               

Baden-Württemberg 

hat der Gemeinderat der Stadt Aulendorf am 14.12.2020 folgende Satzung zur                      

8. Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung) 

beschlossen: 

 

 

 

Artikel 1 Änderung 

 

Folgendes wird geändert: 

 

 

- § 42 Abs. 1: 

„Die Schmutzwassergebühr (§ 40) beträgt je m³ Abwasser 2,22 Euro.“ 

 

 

- § 42 Abs. 3: 

„Die Gebühr für sonstige Einleitungen (§ 8 Abs. 3) beträgt je m³ Abwasser oder Wasser 

2,22 Euro.“ 

 

 

Artikel 2 Inkrafttreten 

 

Diese Änderungssatzung tritt zum 01.01.2021 in Kraft.   

 

 

 

Aulendorf, den 15.12.2020 

 

 

 

Matthias Burth  

Bürgermeister 
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Stadtkämmerei Silke Johler Vorlagen-Nr. 30/245/2020 

Sitzung am Gremium Status  Zuständigkeit 

14.12.2020 Gemeinderat Ö Entscheidung   
   
 

 

TOP: 9   8. Änderung der Entsorgungssatzung 

 
Ausgangssituation: 
Zwischenzeitlich sind es bekanntlich nur noch sehr wenige Grundstücke, die ihr Abwasser 
dezentral entsorgen. Dennoch müssen die Gebühren jährlich kalkuliert werden. Die Gebühren 
ändern sich geringfügig. 
 
Die für das Jahr 2021 kalkulierten Gebühren sind wie folgt:  
 

- bei geschlossenen Gruben (Fäkalwasser) 
bei wöchentlicher Leerung: 26,23 €/m³ Abfuhrmenge (bisher: 26,05 €/m³) 

 
bei monatlicher Leerung:  27,09 €/m³ Abfuhrmenge (bisher: 26,79 €/m³) 

 
bei vierteljährlicher oder längerer Leerung: 27,46 €/m³ Abfuhrmenge (bisher: 27,10 €/m³) 

 
 

- bei Kleinkläranlagen ohne biologische Nachbehandlung 
Mehrkammerausfaulgruben: 55,75 €/m³ Abfuhrmenge (bisher: 51,25 €/m³) 

 
Mehrkammerabsetzgruben: 61,90 €/m³ Abfuhrmenge (bisher: 56,50 €/m³) 
 
  
 

 
Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat beschließt die 8. Änderung der Entsorgungssatzung. Die Satzung tritt am 
01.01.2020 in Kraft.  
  
 

 
Anlagen:  
Änderungssatzung    
 
 

 
Beschlussauszüge für   Bürgermeister   Hauptamt 
  Kämmerei    Bauamt   Ortschaft  
Aulendorf, den 08.12.2020 
 
 





 

Stadt Aulendorf 

Landkreis Ravensburg 

 

Satzung zur 8. Änderung der Satzung über die Entsorgung von Kleinkläranlagen und 

geschlossenen Gruben (Entsorgungssatzung) vom 22.01.2013 

 

 

Aufgrund von 

- § 46 Abs. 4 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg,  

- §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg,  

- §§ 2, 8 Abs. 2, 11 und 13 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg 

hat der Gemeinderat der Stadt Aulendorf am 14.12.2020 folgende Satzung zur                                   

8. Änderung der Satzung über die Entsorgung von Kleinkläranlagen und geschlossenen 

Gruben (Entsorgungssatzung) beschlossen: 

 

 

Artikel 1 Änderung 

 

 

§ 9 wird wie folgt neu gefasst: 

  

Die Abfuhrgebühr beträgt 

- bei geschlossenen Gruben (Fäkalwasser) 

 bei wöchentlicher Leerung:  

26,23 €/m³ Abfuhrmenge 

 

 bei monatlicher Leerung:   

27,09 €/m³ Abfuhrmenge 

 

 bei vierteljährlicher oder längerer Leerung:    

     27,46 €/m³ Abfuhrmenge 

 

- bei Kleinkläranlagen ohne biologische Nachbehandlung 

 

 Mehrkammerausfaulgruben:  

55,75 €/m³ Abfuhrmenge 

 

 Mehrkammerabsetzgruben: 

     61,90 €/m³ Abfuhrmenge 

 

 Angefangene Kubikmeter werden bis 0,5 auf die vorausgehende Zahl abgerundet, 

solche über 0,5 auf die nächstfolgende Zahl aufgerundet.  

  

 

Artikel 2 Inkrafttreten 

 

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.   

 

 

 

Aulendorf, den 15.12.2020 

 

 

Matthias Burth  

Bürgermeister 
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Stadtkämmerei Silke Johler Vorlagen-Nr. 30/219/2020/1 

Sitzung am Gremium Status  Zuständigkeit 

30.09.2020 Verwaltungsausschuss N Vorberatung   

14.12.2020 Gemeinderat Ö Entscheidung   
   
 

 

TOP: 10   "Windelsäcke" - Künftige Übernahme der Kosten durch die Stadt 

Aulendorf 

 
Ausgangssituation: 
Der Landkreis hat mitgeteilt, dass die Serviceleistung der Windelsäcke zum 01.01.2021 aus 
Einspargründen eingestellt wird. Diese Einsparung ist das Ergebnis von Beratungen über die 
künftige Haushaltskonsolidierung des Landkreises.  
 
Bisher war es so geregelt, dass alle Kinder bis zum dritten Geburtstag jährlich 26 Säcke 
erhalten, in dem Jahr des dritten Geburtstags anteilig. 
 
Zudem erhalten Personen auf Nachweis des Arztes jährlich 26 Säcke für Inkontinenz. 
 
Im Jahr 2019 hat die Stadt 6.270 Säcke ausgegeben, im Jahr 2020 bislang lediglich etwas 
mehr wie 5.000, wobei hier seit dem zweiten Lockdown kaum mehr Säcke ausgegeben 
wurden. Vermutlich liegt dies daran, dass die Nutzer durch die Schließung des Rathauses 
davon ausgehen, dass hier aktuell keine Ausgabe erfolgt. Dies müsste man im Januar 
klarstellen. In den Monaten davor war aber eine klare Steigerung der Zahlen zu den Vorjahren 
ersichtlich, weil bekanntlich die Bevölkerung wächst, Aulendorf auch eine im Verhältnis junge 
Bevölkerung hat, gleichzeitig aber natürlich auch die Folgen des demografischen Wandels 
spürbar sind. 
 
Ein Windelsack kostet ab 01.01.2021 5,90 Euro.  
 
Die Windelsäcke werden von der Bevölkerung sehr gut angenommen, es ist ein gutes 
Serviceangebot zur Unterstützung der jungen und älteren Bevölkerung. 
 
Deshalb schlägt die Verwaltung vor, ob die Stadt künftig diese Leistung in städtischer Hand 
weiterführt. Dies wäre in der Form, dass die Stadt die Rollen weiter ausgibt und dem 
Landkreis die Säcke abkauft.  
 
Diese Vorgehensweise wurde im Vorfeld bereits mit dem Landkreis abgestimmt, ob dies 
überhaupt möglich wäre. Der Landkreis hat dem zugestimmt. Die Kosten pro Sack belaufen 
sich demnach wie oben erläutert für das Jahr 2021 auf 5,90 Euro. Damit müssten 
voraussichtlich rund 38.000 Euro jährlich eingeplant werden, wenn man das jetzige System 
fortführen würde. 
 
Denkbar wäre auch, dass man die Leistung nur für ein Jahr, bis zum ersten Geburtstag, 
gewährt, also 26 Säcke. Diese Vorgehensweise würde die Verwaltung vorschlagen, damit 
könnte man einen Kompromiss zwischen Haushaltskonsolidierung und Familienfreundlichkeit 
finden. Die Gesamtkosten würden ca. 15.000 Euro betragen, weil die Verwaltung hier davon 
ausgeht, dass die Inkontinenz-Säcke dauerhaft ausgegeben würden. Diese betragen bisher 
rund 20 % der Nutzer.  
 
Denkbar wäre auch, dass die Familienbesucherin bei ihren Besuchen mitnimmt, zumindest die 
Rolle für das erste Jahr. Damit könnten sich die Kosten jedoch erhöhen, weil bisher nicht jeder 
das Angebot in Anspruch nimmt. Dennoch hätte dies auch Synergieeffekte, weil die 
Familienbesucherinnen die Familien besucht, die Arbeit an der Info könnte damit eingespart 
werden.  
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Die Familienbesucherin zeigt sich erfreut über die Initiative der Verwaltung und unterstützt 
das Vorhaben.  
 
Stoffwindeln wird der Landkreis weiterhin fördern. Hier sind die Förderbedingungen wie folgt:  
 

 Die Förderung wird nur für Kinder mit Wohnort im Landkreis Ravensburg gewährt. 
 

 Gefördert wird die Anschaffung von Mehrweg-Wickelutensilien, die mindestens einen 
Wert von 150,00 Euro haben. 
 

 Die Förderung beträgt einmalig 50,00 Euro je Wickelkind bis 3 Jahre. 
 

 Die Förderung von Mehrwegwindeln und die Nutzung von Windelsäcken 
(Einwegwindeln) schließen sich gegenseitig aus. 

 
Hier erfolgt aber am 04.12.2020 eine Beratung im Ausschuss des Kreises. Möglicherweise wird 
der Zuschuss auf 100,00 Euro erhöht. Zudem soll es künftig einen Flyer über die 
Familienbesucherinnen im Landkreis vom Landkreis für diese Leistung geben.  
 
Der Verwaltungsausschuss hat bereits über die Thematik beraten und dem Gemeinderat die 
Beschlussfassung empfohlen.  
 
 

 
Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat beschließt:  
 

1. Windelsäcke werden ab dem 01.01.2021 von der Stadt auf eigene Kosten ausgegeben. 
  

2. Es erfolgt künftig nur noch eine Ausgabe für das erste Lebensjahr, d.h. jedes Kind 
erhält bis zum ersten Geburtstag 26 Säcke. Die Familienbesucherin nimmt die Säcke 
bei ihren Besuchen mit.  
 

3. Personen auf Nachweis des Arztes erhalten weiterhin dauerhaft 26 Säcke jährlich 
kostenfrei von der Stadt. Diese sind weiterhin bei der Stadt abzuholen.  

 
 

 
 
 

 

Beschlussauszüge für   Bürgermeister   Hauptamt 
  Kämmerei    Bauamt   Ortschaft  
Aulendorf, den 08.12.2020 
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Stadtkämmerei Silke Johler Vorlagen-Nr. 30/235/2020 

Sitzung am Gremium Status  Zuständigkeit 

14.12.2020 Gemeinderat Ö Entscheidung   
   
 

 

TOP: 11   Beteiligungsbericht für das Jahr 2019 

 
Ausgangssituation: 
Die Stadt hat zur Information des Gemeinderates und ihrer Einwohner nach § 105 Abs. 2 
GemO jährlich einen Bericht über die Unternehmen in einer Rechtsform des privaten Rechts, 
an denen sie unmittelbar oder mit mehr als 50 % mittelbar beteiligt ist, zu erstellen. Der 
vorliegende Beteiligungsbericht umfasst über die gesetzliche Vorgabe hinaus auch Betriebe in 
der Rechtsform eines Eigenbetriebs oder eines Zweckverbands.  
 
Alle bis November 2020 bekannten relevanten Daten und Sachverhalte sind in diesen Bericht 
eingearbeitet.  
 

 
Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat nimmt den Beteiligungsbericht für das Jahr 2019 zur Kenntnis.   
 

 
Anlagen:  
Beteiligungsbericht    
 
 

 
Beschlussauszüge für   Bürgermeister   Hauptamt 
  Kämmerei    Bauamt   Ortschaft  
Aulendorf, den 08.12.2020 
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